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Zur  Jahreswende  wird  Inventur  aufgenommen. 
Da  gilt  es,  nicht  nur  rechnerisch  Soll  und  Haben 
nebeneinander  zu  stellen,  sondern  jeder  Posten  muss 
auf  seinen  gegenwärtigen  Wert  geprüft  werden,  ob 
diese  Ware  oder  jenes  Papier  im  Wert  gestiegen 
oder  gefallen,  ob  ein  Schuldner  noch  gut  oder  als 
zweifelhaft  abzuschreiben  ist. 

Welch  andere  Inventur  nimmt  ein  Volk  auf,  das 
in  den  Krieg  zieht!  Da  ist  mit  allem  abgeschlossen, 
was  hinter  einem  liegt,  und  alles  dem  Gott  anheim- 
gestellt, der  in  den  Schlachten  spricht.  Aber  gerade 
in  diesem  Ringen  gilt  es,  die  Kräfte  zu  ermessen, 
die  uns  den  Sieg  erhoffen  lassen,  und  der  Güter  sich 
bewusst  zu  werden,  für  die  wir  im  Felde  stehen.  Da 
erscheint  es  nicht  unangebracht,  wenn  wir  uns  jetzt 
das  Werden  und  Wesen  der  politischen  Organisation 
vergegenwärtigen,  die  uns  umgibt,  für  die  wir  kämpfen 
und  deren  siegreiches  Aufsteigen  aus  dem  Kriege 
wir  erflehen,  des  deutschen  Reiches. 

Wenn  Machiavelli  sagt,  dass  Staaten  durch  die- 
selben Mittel,  durch  die  sie  begründet,  auch  erhalten 
werden  müssten,  so  trifft  dieser  Satz,  wollen  wir  ihn 
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auf  Einzelheiten  prüfen,  nicht  zu;  denn  es  können  neue 
Kräfte  im  Staate  entstehen,  die  zu  einer  Verschiebung 
seiner  Stützen  führen,  wie  Deutschland  im  19.  Jahr- 
hundert durch  das  Aufkommen  seiner  Industrie  neue 
Machtmittel  erwuchsen;  beschränken  wir  jedoch  den 
Satz  des  Florentiners  auf  die  Grundlinien  der  Entwick- 
lung, so  behält  er  seine  Bedeutung.  Wir  müssen  daher, 
um  unsere  heutige  politische  Organisation  zu  verstehen, 
auf  ihre  Begründung  zurückgehen,  wie  sie  nach  den 
Befreiungskriegen  auf  dem  Wiener  Kongreß  erfolgte. 

Der  Wiener  Kongress  beendete  eine  Reihe  von 
Kriegen,  die  von  1792 — 1815  Europa  heimgesucht,  in 
denen  Deutschland  im  Kampfe,  erst  gegen  die  franzö- 
sische Revolution,  dann  gegen  Napoleon,  besonders 
schwer  gelitten  hatte  und  in  denen  seine  tausend- 
jährige Verfassung,  das  alte  deutsche  Reich,  zusammen- 
gebrochen war.  Nach  so  viel  Kriegsnot  ersehnte  man 
von  dem  Wiener  Kongress  einen  dauernden  Frieden,  und 
es  gelang  immerhin,  ein  Werk  zu  schaffen,  das  Europa 
bis  zum  Jahre  1848  einigermassen  Ruhe  bot.  Zu  diesem 
Friedenswerke  gehörte  auch  die  deutsche  Bundesakte 
die  die  deutschen  Verhältnisse,  wenn  auch  unvoll- 
kommen, regelte,  auf  einem  Boden,  auf  dem  wir  zum 
Teil  heute  noch  stehen. 

Karl  der  Grosse  hatte  das  abendländische  Kaiser- 
tum erneuert,  Otto  der  Grosse  962  die  Kaiserkrone 
dem  deutschen  Reiche  zugebracht,  dessen  Herrscher 
aus  sächsischem,  fränkischem  und  schwäbischem 
Hause  sie  machtvoll  trugen  mit  dem  Anspruch  einer 
Führerschaft  des  Abendlandes.  Längst  waren  diese 
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Ansprüche  zurückgetreten,  und  seit  dem  30jährigen 
Kriege  konnte  der  Kaiser  nur  mühsam  die  Grenzen 
des  deutschen  Reiches  schützen.  Franz  11.  legte  nach 
der  Niederlage  von  Austerlitz  und  der  Gründung  des 
Rheinbundes  1806  die  deutsche  Kaiserkrone  nieder, 
sein  Kaisertum  auf  die  österreichischen  Lande  be- 
schränkend. Eine  Erneuerung  des  Reiches  Karls  des 
Grossen  unter  französischer  Herrschaft  hatte  Napoleon 
erstrebt.  Nach  seinem  Sturze  verzichtete  man  darauf, 
das  alte  deutsche  Reich  wiederherzustellen.  Nur  ein 
völkerrechtlicher  Verband  der  selbständigen  deutschen 
Staaten,  der  deutsche  Bund,  kam  zustande. 

Dies  Ergebnis  befriedigte  nach  den  ungeheuren 
Opfern,  die  namentlich  Preussen  im  Befreiungskriege 
gebracht,  und  nach  den  Erfolgen  im  Felde,  die  deutschen 
Patrioten  nicht.  Im  Vergleich  zu  der  Fremdherrschaft 
stellte  das  Erreichte  aber  doch  einen  grossen  Erfolg 
dar,  den  es  galt,  im  Laufe  der  Zeit  auszubauen.  In  der 
Unabhängigkeit  der  deutschen  Staaten  war  die  Grund- 
lage zu  dem  späteren  Aufsteigen  Deutschlands  gelegt. 

Mit  der  Zertrümmerung  des  alten  Reiches  schien 
Deutschland  dem  Schicksal  Polens  verfallen.  Der 
Rheinbund  stand  unter  dem  Protektorate  Frankreichs, 
dessen  Grenzen  nicht  nur  das  linke  Rhein uf er  um- 
spannten, sondern  nach  der  Besetzung  der  Nordsee- 
küste bis  Lübeck  zur  Ostsee  vordrangen,  und  im 
Osten  hatte  Napoleon  aus  Preußens  und  Oesterreichs 
polnischen  Gebieten  das  Herzogtum  Warschau  gebildet, 
das  sich  weit  zwischen  die  preussischen  Provinzen 
Schlesien  und  Preussen  schob.  So  hatte  die  Karte 
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Deutschlands  eine  verzweifelte  Aehnlichkeit  mit  der 
Polens  nach  der  ersten  Teilung  gewonnen.  Was  an 
selbständigen  Einzelstaaten  in  Deutschland  noch  übrig- 
geblieben war,  musste  die  Führerschaft  Frankreichs 
anerkennen;  französischen  Waren  stand  der  deutsche 
Markt  offen,  während  deutsche  Erzeugnisse  nicht  ohne 
weiteres  Zugang  zum  französischen  Markte  hatten. 

Mochte  mancher  mit  solcher  Lage  sich  abfinden, 
so  haben  doch  die  Besten  nie  an  dem  Wiederaufleben 
eines  deutschen  Staates  gezweifelt.  In  der  Zeit 
tiefster  Erniedrigung  richtete  Fichte  seine  Reden  an 
die  deutsche  Nation.  Was  war  es,  worauf  er  den 
Beruf  der  Deutschen  gründete,  als  selbständig  organi- 
siertes Glied  unter  den  Völkern  weiterzubestehen? 
Die  Ueberzeugung  von  der  Ursprünglichkeit  ihrer 
Sprache.  Aber  nicht  nur  dies  Mittel  der  Sprache 
vereinigte  die  Glieder  des  Volkes:  das  in  ihr  Gedachte, 
Gesprochene  und  Geschriebene  hatte  eben  in  der  Zeit, 
in  der  die  Form  des  alten  Reiches  zu  Grunde  ging, 
seine  denkenden  Köpfe  in  gemeinsamer  Begeisterung 
V erhoben. 

Das  Eindringen  der  Fremden  in  Deutschland 
hatte  sich  im  Zeitalter  des  30  jährigen  Krieges  nicht 
auf  Heereszüge  und  das  Abreissen  deutscher  Landes- 
teile beschränkt,  nein,  den  Kern  deutschen  Wesens 
angefressen.  Schrieben  und  dichteten  die  Gelehrten 
lateinisch  und  zierte  spanische  Tracht  den  Vor- 
nehmen, so  musste  der  Elegante  französisch  sich 
ausdrücken;  auf  italienisch  ließ  man  seine  Stimme 
erschallen,  und  nur  auf  englisch  glaubte  man 
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empfindsam  sein  zu  können.  Man  muß  den  in  allen 
möglichen  fremden  Sprachen  abgefaßten,  nur  vielleicht 
mit  kurzem  deutschem  Nachwort  an  die  Mutter 
versehenen  Briefwechsel  eines  deutschen  Studenten 
mit  seinem  gelehrten  Vater  aus  der  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts in  Händen  gehabt  haben,  um  zu  verstehen, 
was  es  bedeutete,  wenn  Klopstock  die  deutsche  Muse 
zum  Wettkampf  mit  der  britischen  einlud  und  wenn 
Lessing  unser  Theater  vom  französischen  Einfluss  zu 
befreien  suchte.  Herders  umfassender  Geist  vermochte 
die  Perlen  auswärtiger  Poesie  der  deutschen  Literatur 
einzufügen,  und  auf  dieser  Grundlage  führte  Goethe 
die  deutsche  Dichtung  auf  die  Höhen  der  Menschheit, 
während  Schiller  gleichzeitig  ihren  Bund  mit  der 
deutschen  Philosophie,  dem  Idealismus  Kants,  be- 
siegelte. Wer  damals  in  Deutschland  jung  war, 
wurde  von  dieser  Bewegung  ergriffen,  und  Jena,  als 
Fichte  dort  lehrte,  und  Weimar,  als  Goethe  dort  das 
Theater  leitete,  bildeten  Mittelpunkte  geistigen  Lebens, 
die  in  ihrer  Art  an  das  Athen  Platos  oder  an  die 
Wiederaufnahme  der  klassischen  Studien  in  dem 
Florenz  der  Renaissance  erinnerten. 

Wenn  in  den  Massen  das  Gefühl  der  Zusammen- 
gehörigkeit dumpf  schlummerte,  die  Gebildeten  Schätze 
im  Himmel  sich  sammelten,  war  doch  auch  die 
politische  Tradition  in  Deutschland  niemals  ganz  ab- 
gerissen. Sie  halte  ihre  Betätigung  freilich  längst 
in  die  Einzelstaaten  verlegen  müssen.  Hier  lebte  die- 
Erinnerung  fort,  wie  Preussen  unter  dem  grossen 
König  im  siebenjährigen  Kriege  den  Feinden  ringsum 
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widerstanden  hatte,  und  Oesterreich  zeigte  bei  Aspern 
1809  unter  Erzherzog  Karl,  dass  selbst  Napoleon  vor 
ihm  nicht  unüberwindlich.  Mit  diesen  führenden 
deutschen  Staaten  suchten  gerade  in  der  französischen 
Zeit  auch  die  mittleren  und  kleinen  Staaten  Deutsch- 
lands, ihre  Verwaltung  den  Forderungen  einer  neuen 
Zeit  anzupassen. 

Die  innere  Auflösung  des  alten  Reiches  war  nicht 
durch  das  Selbständigwerden  einzelner  Provinzen 
erfolgt,  sondern  durch  territoriale  Gewalten,  die 
unter  den  mannigfachsten  Rechtstiteln  oft  höchst 
unzusammenhängende  Gebiete  zusammengebracht 
hatten.  Die  Gemenglage  der  Feldflur  schien  sich 
in  der  Buntheit  der  politischen  Karte  Deutschlands 
wiederzuspiegeln.  In  diesen  Wirrwar  hatten  der 
Reichsdeputationshauptschluss  des  Regensburger 
Reichstages,  der  1803  die  deutschen  Verhältnisse  nach 
dem  Frieden  von  Luneville  regelte,  und  die  Mass- 
nahmen von  1806  insofern  Ordnung  gebracht,-  als 
die  geistlichen  Herrschaften,  die,  seit  Otto  der  Grosse 
sich  auf  sie  gestützt,  einen  wesentlichen  Bestandteil 
des  alten  Reiches  ausgemacht  hatten,  verschwanden 
/und  mit  ihnen  die  Mehrzahl  der  freien  Städte  und  eine 
Menge  weltlicher  Fürstentümer,  wie  die  der  Hohenlohe 
und  Fürstenberg,  Ihre  Territorien  dienten  zur  Ent- 
schädigung der  Staaten,  welche  Gebiet  links  des 
Rheines  an  Frankreich  verloren  hatten,  und  zur  Ab- 
rundung der  übrig  bleibenden. 

Es  war  kein  würdiger  Streit  gewesen,  den  die 
deutschen  Staaten  in  Regensburg  unter  der  Ent- 
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Scheidung  des  französischen  und  des  russischen  Ge^ 
sandten  um  ihre  Erhaltung  und  Erweiterung  geführt 
hatten.  Nach  Napoleons  Absicht  gingen  daraus 
schliesslich  in  Süddeutschland  Staaten  hervor,  die  im 
Stande  waren,  ein  oder  mehrere  Armeekorps  zu 
stellen,  während  in  Norddeutschland  nach  1806  auch 
manche  kleinere  Staaten  ihr  Dasein  zu  fristen  ver- 
mochten, die  sich  mit  dem  Minister  Talleyrand  gut 
zu  stellen  gewusst  hatten.  Immerhin  ergaben  sich 
jetzt  erst  für  die  deutschen  Herrschaften  zusammen- 
hängende Gebiete,  in  denen  sie  ohne  Rücksicht  auf 
über-  oder  untergeordnete  Gewalten  ihre  Regierung 
einrichten  konnten.  Dass  hier  trotz  aller  Lasten,  die 
Frankreich  verlangte,  viel  geleistet  wurde,  zeigen 
uns  die  Reformen  Bayerns  und  Badens  in  dieser  Zeit, 
zeigt  uns  der  Musenhof  in  Weimar,  zeigt  uns  vor 
allem  die  durch  den  Freiherrn  vom  Stein  ins  Leben 
gerufene  preussische  Reform,  die  den  Unterschied  der 
Stände  aufhob,  die  Bauern  befreite  und  den  Städten 
Selbstverwaltung  gab. 

Die  Erringung  voller  Selbständigkeit  durch  die 
Abschüttelung  des  französischen  Joches  war  den 
deutschen  Staaten  damals  allein,  aus  eigener  Kraft 
nicht  möglich.  Das  bewies  Oesterreichs  Versuch, 
als  es  1809  heldenmütig  den  Kampf  gegen  die  Über- 
macht auf  nahm.  Ganz  Deutschland  musste,  ebenso 
wie  Jtalien,  Napoleon  Heerfolge  leisten  auf  seinem 
Zuge  gegen  Russland.  Aber  eben  in  diesem  Kriege 
zwischen  Frankreich  und  Rußland  konnten  die  deutschen 
Staaten,  indem  sie  sich  nach  der  Niederlage  Frank- 
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reichs  mit  Russland  verbündeten,  ihre  Unabhängigkeit 
erkämpfen.  Nicht  umsonst  hatte  Stein  am  russischen 
Hofe  gewirkt. 

Diese  Hilfe  ließ  sich  Russland  freilich  vergüten. 
Wie  einen  Keil  schob  es  seine  Grenze  zwischen 
Oesterreich  und  Preußen  durch  Einbeziehung  des 
größten  Teiles  des  Herzogtums  Warschau  westwärts 
vor,  Preussen  in  der  Provinz  Posen  nur  eine  schmale 
Brücke  zur  Verbindung  Schlesiens  mit  Westpreussen 
lassend,  und  um  Deutschland  nicht  zu  stark  werden  zu 
lassen,  gewährte  Russland  im  Frieden  den  Franzosen 
das  ganze  Eisass,  während  doch  bis  zur  französischen 
Revolution  deutsche  Fürsten  im  Eisass  Besitzungen 
gehabt  hatten,  und  Strassburg . nie  aufgehört  hatte, 
eine  deutsche  Stadt  zu  sein.  Erst  die  französische 
Revolution  hatte  das  Elsass  wirtschaftlich  mit  Frank- 
reich verbunden. 

Unsere  Befreiungskriege  sind  zugleich  das  Ende 
des  Ringens  zwischen  England  und  Frankreich  um  die 
Weltherrschaft.  Englische  Subsidien  und  Lieferungen 
erleichterten  1813  dem  preussischen  Heere  seine  Aus- 
rüstung, und  1815  gaben  Preussen  und  Engländer 
vereint  bei  Waterloo  Napoleons  Macht  den  letzten 
Stoss. 

Auch  England  durfte  aus  dieser  Hilfe  den  An- 
spruch auf  Mitbestimmung  der  deutschen  Grenzen 
ableiten.  Es  suchte  die  Nordseeküsten  seinem  Einfluss 
zu  unterwerfen  und  schloss  Preussen,  das  doch  zuvor 
durch  Ostfriesland  Anteil  am  Nordseeverkehr  gehabt 
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hatte,  von  der  Nordsee  aus.  Holland,  das  Frankreich 
sich  angegliedert  hatte,  hätte  nach  dessen  Besiegung 
ebensogut  mit  dem  deutschen  Hinterlande  in  Ver- 
bindung treten  können.  England  machte  es  selbständig, 
vergrösserte  es  durch  die  belgischen,  früher  öster- 
reichischen Gebiete,  verpflichtete  sich  das  neue  König- 
reich der  Niederlande  durch  die  Herausgabe  der  den 
Holländern  abgenommenen  Sundainseln,  während  Kap 
und  Ceylon  behalten  wurden,  und  liess  es  nur  durch 
seine  Provinz  Luxemburg  in  Verbindung  mit  dem 
deutschen  Bunde.  Englands  Herrscher  selbst  regierte 
in  dem  vergrösserten  Königreich  Hannover,  und  auch 
die  wiederhergestellten  Hansastädte  sahen  sich  im 
wesentlichen  auf  den  Verkehr  mit  England  hin- 
gewiesen. 

Zur  Besiegung  Napoleons  hielt  man  anfangs  nur 
einen  französischen  General  für  fähig  und  begrüsste 
daher  das  Eingreifen  Bernadettes,  des  Kronprinzen 
von  Schweden,  der  jedoch  seine  Truppen  vor  allem 
gegen  das  mit  Frankreich  verbündete  Dänemark 
führte,  das  er  durch  sein  Vordringen  in  Holstein  zur 
Abtretung  Norwegens  zwang.  Wohl  gab  beim  end- 
giltigen  Frieden  Schweden  seine  letzten  Besitzungen 
an  der  deutschen  Ostseeküste  aus  der  »Beute  des 
30  jährigen  Krieges,  Stralsund  und  Rügen,  an 
Preussen,  dafür  schob  sich  Dänemark,  dem  als  Ersatz 
für  Norwegen  Lauenburg  zufiel  und  das  mit  Holstein 
und  Lauenbui'g  zum  deutschen  Bunde  trat,  weiter 
in  deutsches  Gebiet,  in  die  Verbindung  zwischen 
Lübeck  und  Hamburg,  hinein. 
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Teuer  musste  Deutschland  im  Befreiungskriege 
die  ihm  unentbehrliche  auswärtige  Hilfe  bezahlen. 
Die  Hauptaufgabe  fiel  aber  doch  den  Deutschen  selbst 
zu.  Eine  Volkserhebung  mußte  1813  das  Beste  tun. 
Der  Landsturm,  wie  ihn  Stein  zuerst  in  Ostpreussen 
organisierte,  hat  sich  in  diesen  Kämpfen  würdig  den 
aktiven  Truppen  zur  Seite  gestellt. 

Das  entscheidende  war,  dass  an  diese  Bewegung,, 
die  bald  ganz  Deutschland  erfasste,  die  deutschen 
Fürsten  sich  anschlossen,  nicht  ohne  Bedenken;  denn 
sie  fühlten  sich  durch  Verträge  Frankreich  ver- 
bunden. In  der  entscheidenden  Stunde  aber  fand 
Preussens  König  den  Mut,  den  „Aufruf  an  mein  Volk“ 
zu  erlassen.  Oesterreich  schloss  sich  dem  Bunde 
gegen  Napoleon  im  Sommer  1813  während  des  Waffen- 
stillstandes an.  Bayern  trat  ihm  kurz  vor  der  Schlacht 
bei  Leipzig  bei,  Sachsen  ging  erst  während  der 
Schlacht  über.  Sachsen  ging  dafür  mit  um  die 
Hälfte  geschmälertem  Gebiet,  Bayern  mit  reicher 
Entschädigung  aus  dem  Kriege  hervor. 

Dieser  Zusammenschluss  von  Fürsten  und  Volk 
war  die  Grundlage  des  Erfolges.  Allein  den  Fürsten, 
die  doch  der  Volkserhebung  ihre  neue  Unabhängigkeit 
verdankten,  blieb  die  Selbständigkeit  ihrer  Unter- 
tanen etwas  unheimliches,  und  das  Mistrauen  gegen 
revolutionäre  Regungen  erfüllte  sie  nach  wie  vor. 

Das  Geschick  Deutschlands  wurde  daher  zunächst 
durch  die  Mitwirkung  des  Auslandes  und  den  eng- 
herzigen Standpunkt  der  deutschen  Fürsten  bestimmt, 
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während  die  Volkserhebung,  nur  militärisch,  nicht 
politisch  organisiert,  nicht  zu  Worte  kommen 
konnte. 

Die  daraus  sich  ergebende  Schwäche  der  Bundes- 
verfassung zeigte  sich  in  ihrem  Verhältnis  dem 
Auslande  gegenüber. 

Der  deutsche  Bund  war  gar  kein  selbständiger 
Staat,  sondern  eine  völkerrechtliche  Verbindung 
unabhängiger  Regierungen,  als  deren  Garanten  sich 
die  Mitunterzeichner  der  Wiener  Kongressakte  auf- 
spielen konnten,  England,  Russland,  ja  auch  Frank- 
reich, das  an  den  Verhandlungen  durch  die  Ge- 
schicklichkeit Talieyrands  nicht  als  besiegte,  sondern 
als  den  Siegern  gleich  geachtete  Macht  teilgenommen 
hatte. 

Die  Grenzen  des  deutschen  Bundes  fielen  nicht 
mit  denen  seiner  Glieder  zusammen.  Die  Nieder- 
lande und  Dänemark  gehörten  nur  mit  Teilen  ihres 
Gebietes  dazu,  mit  Luxemburg,  mit  Holstein  und 
Lauenburg,  aber  auch  die  deutschen  Grossmächte 
blieben  mit  wichtigen  Gebieten  ausserhalb  des  Bundes, 
Preussen  mit  seinen  Ostprovinzen,  Preussen  und  Posen, 
Oesterreich  mit  seinen  italienischen,  ungarischen  und 
galizischen  Landen. 

Verhängnisvoller  noch  war  es,  dass  dem  Bunde 
die  innere  Stärke  fehlte,  weil  in  ihm  das  Verhältnis 
zwischen  Fürsten  und  Volk  nicht  geregelt  war.  Die 
Bundesakte  sah  nur  Verfassungen  in  den  Einzelstaaten 
vor.  Diese  wurden  im  Anschluss  an  frühere  ständische 
Vertretungen,  an  das  „alte  Reclit“,  erlassen  in  den 
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süddeutschen  Staaten,  in  Weimar  und  Nassau.  Die 
norddeutschen  Mittelstaaten,  Sachsen,  Hannover, 
Braunschweig  und  Hessen,  folgten  nach  der  Erhebung 
von  1830.  Aber  dem  Bunde  selbst  fehlte  jede  Volks- 
vertretung. Er  arbeitete  in  Frankfurt  nur  durch 
eine  Vereinigung  von  Abgesandten  der  Regierungen, 
der  selbständige  Organe  zur  Durchführung  ihrer 
Beschlüsse  mangelten. 

Wohl  erkannte  mancher,  worin  damals  die 
Aufgabe  einer  deutschen  Verfassung  bestanden  hätte. 

Pichte  rief  den  deutschen  Fürsten  zu,  es  sei 
ihre  Pflicht,  einzusehen,  dass  sie  in  der  bisherigen 
Art,  als  durchaus  selbständige  Herrsciier,  die  der 
deutschen  Gesamtheit  nichts  von  ihren  Rechten 
preisgeben  wollten,  nicht  weiter  bestehen  könnten, 
und  mahnte  den  König  von  Preussen,  wenn  es  nicht 
anders  ginge,  sich  zum  „Zwingherrn  zur  Deutschheit“ 
aufzuwerfen. 

Vor  allem  plante  der  Freiherr  vom  Stein  eine 
starke  deutsche  Zentralgewalt  auf  verfassungsmässiger 
Grundlage.  Für  diesen  grössten  deutschen  Staatsmann 
der  damaligen  Zeit,  der  durch  seine  Reformen  das  bei 
Jena  zusammengebrochene  Preussen  aufgerichtet  hatte, 
wäre  dies  die  Vollendung  seiner  Lebensaufgabe  ge- 
wesen. Wohl  galt  es,  vom  Gegner  zu  lernen  und, 
wodurch  den  Franzosen  ihre  ungestüme  Stärke  er- 
wachsen war,  die  bisher  ungenutzten  Volkskräfte 
zur  Mitarbeit  am  Staate  heranzuziehen,  aber  Stein 
war  weit  entfernt,  hierbei  einfach  das  französische, 
alles  gleichmachende  Schema  anzuwenden;  als  Reichs- 
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freiherr  aus  Nassau  dachte  er  vielmehr  an  die  Fort- 
bildung der  in  Westdeutschland  noch  lebendigen 
ständischen  Vertretungen  und  schloss  sich  damit  eher 
dem  Beispiel  der  in  geschichtlicher  Anpassung  fort- 
schreitenden englischen  Verfassung  an  als  der  nach 
abstraktem  Plane  unter  Bruch  mit  der  Vergangenheit 
vorgehenden  französischen.  Er  hatte  das  Vertrauen 
zu  der  Volksbewegung  und  den  Glauben  an  die  Grösse 
der  Nation,  aber  Stein  drang  mit  seinen  Plänen  nicht 
durch.  Der  Entwurf,  aus  Deutschland  ein  einheitliches 
Wirtschaftsgebiet  mit  gemeinsamer  Zollgrenze  zu 
schaffen,  der  schon  einmal  1523  im  Zeitalter  der 
Reformation,  als  die  Augsburger  Karl  V.  selbst  da- 
gegen zu  gewinnen  wussten,  gescheitert  war,  musste 
auch  diesmal  noch  unausgeführt  bleiben. 

Die  entscheidende  Stimme  blieb  auf  dem  Wiener 
Kongress  Metternich,  der  ängstlich  jede  Mitwirkung 
des  Volkes  von  den  fürstlichen  Regierungen  fernzu- 
halten bemüht  war  und  damit  wohl  den  auseinander- 
strebenden Völkerschaften  des  Habsburger  Reiches, 
den  Italienern  und  Ungarn,  eine  zeitlang  sich  ent- 
gegen stemmen  konnte,  zugleich  aber  der  deutschen 
Einheitsbewegung  die  grösste  Hemmung  schuf. 

Dem  Bunde  fiel  die  Aufgabe  zu,  seine  Mitglieder 
zu  einer  militärischen  Organisation  anzuhalten,  die 
imstande  war,  seine  Grenzen  zu  verteidigen.  Zu 
weiteren  positiven  Zielen  ihn  heranzuziehen,  wider- 
sprach dem  Metternichschen  Geiste  und  der  Eifer- 
sucht der  Einzelstaaten,  die  sich  ungern  durch  die 
Mehrheitsbeschlüsse  der  Bundesversammlung  binden 
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Hessen.  Die  Grossmächte  benutzten  den  Bund  haupt- 
sächlich dazu,  die  freiheitlichen  Bestrebungen  in  Wort 
und  Schrift  zu  unterdrücken,  und  selbst  gegen  eine 
Rechtsverletzung,  wie  sie  1837  in  Hannover  durch 
den  Bruch  der  Verfassung  erfolgte,  gab  es  beim 
Bunde  kein  Gehör.  Dass  in  der  Gleichheit  der 
Polizeimassnahmen  bei  den  Demagogenverfolgungen 
sich  die  Wirksamkeit  des  Bundes  am  greifbarsten 
äusserte,  machte  sein  Andenken  verhasst. 

Wo  wirtschaftliche  Verhältnisse  ein  Zusammen- 
arbeiten der  Bundesstaaten  verlangten,  bedienten  sie 
sich  nicht  der  Organisation  des  Bundestages,  sondern 
die  Beteiligten  traten  in  selbständigen  Vereinigungen 
zusammen,  wie  der  Zollverein  1834,  die  Rhein-  und 
Elbschiffahrtskommissionen,  später  der  Münzverein 
von  1857,  in  denen  durch  Zusammenkünfte  sach- 
verständiger Beamten  das  erforderliche  mit  Ein- 
stimmigkeit zu  beschliessen  war.  — 

Nicht  von  ungefähr  hat  man  die  geistige  Be- 
wegung als  das  Treibende  bei  der  deutschen  Erhebung 
hervorgehoben,  hat  es  Hegel  unternommen,  überhaupt 
alle  Geschichte  als  die  Entwicklung  eines  neuen 
Gedankens  zu  verstehen.  Hier  versagt  die  materia- 
listische Auffassung,  die  alles  aus  wirtschaftlichen 
Gründen  erklären  möchte.  Marx  hat  uns  den  Blick 
geschärft,  indem  er  uns  gelehrt  hat,  überall  nach 
den  wirtschaftlichen  Triebkräften  zu  spüren,  aber 
er  vermochte  uns,  so  wenig  wie  Hegel,  einen  jedes 
Geheimnis  öffnenden  Schlüssel  in  die  Hand  zu  geben. 
Wirtschaftliche  Kräfte  oder  geistige  Bewegungen 
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können  sich  die  bestehenden  politischen  Organisationen 
dienstbar  machen  oder  neue  schaffen,  die  sich  im 
Kampfe  mit  ihnen  durchsetzen;  es  ist  aber  auch 
möglich,  dass  die  politischen  Organisationen  be- 
stimmend wirken  auf  die  Regelung  des  Wirtschafts- 
lebens oder  auf  den  Fortgang  einer  ideellen  Strömung, 
wie  es  sich  in  der  Geschichte  der  Reformation  und 
der  Gegenreformation  in  Deutschland  ergab.  Unsere 
Aufgabe  ist  es,  in  jedem  einzelnen  Pralle  zu  unter- 
suchen, an  welcher  Stelle  des  sozialen  Aufbaus  die 
entscheidende  Aenderung  sich  vollzog. 

In  Hamburg  habe  ich  einmal  einer  dreistündigen 
Rede  von  Bebel  gelauscht,  in  der  er  uns  die  neuere 
Wirtschaftsgeschichte  ausführte.  Br  setzte  gut  aus- 
einander, wie  die  französische  Revolution  durch 
Beseitigung  der  feudalen  Bande  die  Bahn  frei  machte 
für  die  neue  kapitalistische  Entwicklung.  Was  ich 
dabei  aber  nicht  verstand,  war,  warum  wir,  da  uns 
Napoleon  durch  Wegräumen  alten  Schuttes  so  weit 
gebracht  hatte,  denn  nicht  vorzogen,  Franzosen  zu 
bleiben.  War  es  nicht  die  innere  Ueberzeugung, 
dass  wir  als  Deutsche  der  Welt  noch  etwas  mehr 
zu  sagen  hätten?  Und  waren  wir  nicht  dafür  damals 
wie  heute  zu  jedem  Opfer  bereit?  Scharf  und 
richtig  hat  Lassalle  den  deutschen  Einheitstraum  als 
einen  Gedanken  geschildert,  der  mühsam  nach  Ver- 
wirklichung in  einem  staatlichen  Gebilde  ringen 
musste.  Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  aber 
wurden  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  in  Deutsch- 
land durch  die  politischen  bestimmt. 
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Die  Hauptfrage  der  Wirtschaft  war  damals  die 
Regelung  der  Agrarverfassung,  die  Aufhebung  der 
alten  herrschaftlichen  und  genossenschaftlichen  Bande, 
die  Herstellung  der  persönlichen  Freiheit  des  Bauern 
und  klarer  Eigentumsverhältnisse  am  Lande.  Das 
Verhängnis  Deutschlands  war,  dass  das,  was  in  der 
Reformationszeit,  im  Bauernkriege,  als  es  sich  um 
die  Lösung  des  herrschaftlichen,  nicht  freilich  des 
genossenschaftlichen  Bandes  handelte,  nicht  gelang, 
uns  später  vom  Auslande  durch  die  französische 
Revolution  und  durch  die  Einzelstaaten  gebracht 
wurde.  Daher  die  langwährenden  Sympathien  des 
Rheinlandes  zu  Frankreich.  Die  frühere  Durch- 
führung der  Reform  in  Preussen  verlieh  diesem 
einen  Vorsprung  vor  Oesterreich.  Als  dieses  infolge 
der  1848er  Revolution  auch  zur  Agrarreform  schritt, 
trug  die  Art  ihrer  Durchführung  zu  einer  Stärkung 
des  slavischen  Elements  in  Oesterreich  bei.  Noch 
heute  zeigt  sich  die  einzelstaatliche  Regelung  der 
wichtigen  Agrarfrage  in  unserem  Recht,  das  die 
einschlägigen  Fragen  der  partikularen  Gesetzgebung 
überlässt.  — 

Es  hat  nicht  an  Versuchen  gefehlt,  dem  deutschen 
Bunde  grösseren  Inhalt  zu  verleihen.  Namentlich  die 
kleineren  Staaten  wünschten,  durch  ihn  Aufgaben 
erfüllt  zu  sehen,  denen  sie  selbst  nicht  gewachsen 
waren,  und  es  gab  wohl  in  der  Bundesversammlung 
keinen  eifrigeren  Arbeiter,  als  den  Bremer  Bürger- 
meister Smidt. 
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Man  empfand  es  in  den  40  er  Jahren  als  unwürdig, 
dass  ein  kleines  Land  wie  Portugal  wegen  der 
deutschen  Zersplitterung  es  wagen  konnte,  den 
deutschen  Handels-  und  Schiffahrtsinteressen  in  der 
schroffsten  Weise  entgegenzutreten.  Zahlreich  ver- 
liessen  damals  Auswanderer  den  deutschen  Boden. 
Noch  war  die  Welt  nicht  weggegeben.  Erst  in  den 
40er  Jahren  kolonisierten  die  Engländer  Australien. 
Da  schien  es  möglich,  Deutsche  unter  deutscher 
Flagge  in  jenen  Gebieten  anzusiedeln.  Aber  welche 
Flagge  konnte  der  Bund  auf  den  Meeren  entfalten? 
Schien  doch  manchen  Deutschland  unter  der  Bundes- 
verfassung nichts  mehr  zu  sein,  als  ein  geographischer 
Begriff. 

Es  ist  bezeichnend,  dass,  als  1848  der  Plan  einer 
deutschen  Verfassung  wieder  aufgenommen  wurde, 
man  ebensogut  an  eine  Weiterbildung  der  seit  1834 
bewährten  Zollvereinsverfassung  dachte,  wie  an  einen 
Ausbau  des  deutschen  Bundes.  — 

Was  die  Fürsten  nicht  zuwege  gebracht  hatten, 
das  schien  1848  das  deutsche  Volk  selbst  in  die  Hand 
nehmen  zu  können.  In  der  Paulskirche  in  Frankfurt 
tagten  seine  aus  allgemeinem  Wahlrecht  hervor- 
gegangenen Vertreter,  um  Deutschland  eine  einheit- 
liche, wirksame  Verfassung  zu  schaffen. 

Weil  diese  Beratungen  schliesslich  erfolglos 
blieben,  hat  man  wohl  den  auf  sie  verwandten 
Scharfsinn  gering  geschätzt  und  verächtlich  über 
das  „Professorenparlament“  geurteilt.  Allein  diese 
Versammlung,  in  der  zuerst  die  deutschen  Parteien 
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sich  zu  gruppieren  hatten,  bleibt  eine  der  bedeutungs- 
vollsten unserer  Geschichte,  und  unter  ihren 
„Professoren'^  war  einer,  der  in  Kiel  die  holsteinische 
Ritterschaft  gegen  die  dänischen  Uebergriffe  beraten 
und  dann  als  einer  der  Göttinger  Sieben  gegen  den 
hannoverschen  Verfassungsbruch  durch  Niederlegung 
seines  Amtes  protestiert  hatte,  Dahlmann,  dessen 
Entwurf  durchaus  den  Kern  der  Frage  traf.  Es  galt, 
neben  die  Vertretung  der  Fürsten,  die  damals  in 
unvollkommener  Weise  allein  Deutschland  darstellte, 
einen  Unterbau  durch  eine  Volksvertretung  zu  setzen 
und  sie  durch  einen  Oberbau  zu  krönen,  einen  Kaiser 
mit  selbständigen  Regierungsorganen,  mit  Reichs- 
ministern. 

Diesen  Plan  hat  der  damalige  Prinz  von  Preussen, 
der  spätere  erste  deutsche  Kaiser,  als  eine  brauchbare 
Grundlage  anerkannt,  und  was  hat  Bismarck  1871 
anders  getan,  als  dass  er  dem  Bundesrat,  der  Ver- 
tretung der  Fürsten,  den  Reichstag  und  den  Kaiser 
hinzufügte? 

Das  deutsche  Volk  sprach  1848  klar  seinen 
Willen  zur  Einheit  aus,  und  seine  Vertreter  wählten 
den  König  von  Preussen  zum  Erbkaiser,  aber  das 
Verhängnis  der  Stunde  war,  dass  damals,  anders 
als  1813  und  1871,  Fürst  und  Volk  sich  nicht  fanden. 
Friedrich  Wilhelm  IV.  lehnte  die  ihm  angebotene 
Kaiserkrone  ab.  Er  hatte  aber  auch  mit  seinen 
Versuchen,  durch  eine  Union  der  Fürsten  eine 
deutsche  Einigung  herbeizuführen,  keinen  Erfolg. 
Während  die  deutsche  und  ebenso  die  österreichische 
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Verfassung  scheiterten,  kam  immerhin  damals  in 
Preussen  eine  wenn  auch  unvollkommene  Verfassung 
zu  Stande,  die  trotz  der  Reibungen  der  60  er  Jahre 
Preussen  später  die  Uebernahme  der  Führerschaft 
Deutschlands  erleichterte. 

Die  Bewegung  von  1848  rechnete  nicht  genügend 
mit  der  Macht  der  deutschen  Binzeistaaten.  In  der 
ersten  Begeisterung  schien  es,  als  würden  die  Fürsten 
ohne  weiteres  die  Bedingungen  einer  deutschen 
verfassunggebenden  Volksversammlung  annehmen. 
Nachdem  sie  sich  jedoch  von  ihrer  ersten  Bestürzung 
erholt  hatten,  zeigten  ihre  Regierungen,  dass  sie 
keineswegs  gewillt  waren,  wesentliche  Rechte  einem 
demokratischen  Einheitsstaate  zu  opfern.  Die  Ver- 
fassung von  1848  steckte  die  Rechte  des  Reiches 
weit  in  militärischen  und  wirtschaftlichen  Dingen. 
Die  eigentliche  Regierung  Deutschlands  sollte  dem 
Kaiser  und  seinen  dem  Reichstag  verantwortlichen 
Ministern  zufallen.  Die  Fürsten  sollten  nur  in  einer 
ersten  Kammer  zusammen  mit  den  Abgeordneten 
ihrer  Landesstände  vertreten  sein.  Demgegenüber 
nahm  Bismarck  trotz  der  militärischen  Erfolge  von 
1866  auf  die  Einzelstaaten  eine  viel  weitergehende 
Rücksicht.  Den  Bundesrat,  den  er  1867  einrichtete, 
liess  er  nach  Art  des  alten  Bundestages  allein  von 
den  Regierungen  der  Bundesstaaten  beschicken  und 
gewährte  ihm  eine  so  einflussreiche  Stellung,  dass 
er  als  das  erste  Glied  unserer  Verfassung  erscheint. 

Die  grösste  Schwierigkeit  ergab  sich  für  den 
Bund  daraus,  dass  zwei  Grossmächte  ihm  angehörten, 
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die  doch  mit  wichtigen  Teilen  ihres  Gebietes  ausser- 
halb des  Bundes  lagen.  Die  National versamlung  von 
1848  verlangte  daher,  dass  Preussen  seine  Ost- 
provinzen in  den  Bund  einbezöge,  während  Oester- 
reich für  die  dem  Bunde  einbegriffenen  öster- 
reichischen Lande  eine  von  seinen  italienischen, 
ungarischen  und  galizischen  Ländern  getrennte  Ver- 
waltung einführen  sollte. 

Die  Frage  der  Vorherrschaft  in  Deutschland 
konnte  ohne  Waffengang  nicht  gelöst  werden. 
Friedrich  Wilhelm  IV.,  der  Oesterreich  ‘den  Ehren- 
vorsitz deutscher  Nation  Vorbehalten  wollte,  für 
Preussen  aber  das  Reichserzfeldherrnamt  beanspruchte, 
während  der  regierende  Kaiser  von  den  Fürsten  ge- 
wählt werden  sollte,  war  nicht  geeignet,  die  Ent- 
scheidung herbeizuführen  Sie  erfolgte  1866  in  klein- 
deutschem Sinne.  Oesterreich  schied  aus  dem  Bunde 
aus.  Preussen  schloss  mit  den  norddeutschen 
Staaten  den  engeren  norddeutschen  Bund,  dem  die 
süddeutschen  durch  Militärabkommen  und  durch  Zoll- 
verein und  Zollparlament  angegliedert  waren. 

Die  Unstimmigkeiten  des  deutschen  Bundes  zeigen 
uns,  dass  eine  staatsrechtliche  Verbindung,  die  gegen- 
seitig nur  als  hemmend  empfunden  wird,  keine 
Möglichkeit  fruchtbaren  Zusammenarbeitens  bietet. 
Eine  reinliche  Scheidung  wirkt  hier  befreiend.  Aber 
Bismarck,  der  dem  deutschen  Reich  zu  engerem 
Zusammenschluss  verhalf,  schloss  1879  mit  Oester- 
reich-Ungarn ein  Bündnis,  das  sich  heute  bewährt. 
Mögen  bei  uns,  wenn  wir  an  einen  Ausbau  der 
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heutigen  Waffengemeinschaft  Mitteleuropas  im  Frieden 
denken,  Erinnerungen  an  das  alte  Reich  und  die 
Zeiten  des  Bundes  stimmungsmässig  mitschwingen, 
so  sollten  uns  doch  die  Mängel  der  Vergangenheit 
warnen.  Nur  ein  Bund  selbständiger  Staaten,  der 
für  gewisse  Zwecke  in  freier  Vereinigung  sich  zu- 
sammenschliesst,  kommt  für  die  Organisation  Mittel- 
europas in  Frage,  und  da  bietet  unter  durchaus  ver- 
änderten Verhältnissen  weniger  die  Bundesverfassung 
Anknüpfungspunkte  als  der  Zollverein  oder  die  Militär- 
abkommen des  norddeutschen  Bundes  mit  den  süd- 
deutschen Staaten,  bei  denen  Abordnungen  der  sach- 
verständigen Beamten  sich  über  die  für  ein  Zusammen- 
wirken nötigen  Massnahmen  zu  einigen  hatten. 

An  der  Führerschaft  Preussens  liess  die  Deutschen 
1848  sein  Zurückweichen  vor  Dänemark  in  dem  Ver- 
trage von  Malmö  verzweifeln.  Im  Bunde  mit  Oesterreich 
vertrieb  dann  1864  Preussen  die  Dänen  aus  Schleswig- 
Holstein,  aber  eben  die  gemeinsame  Verwaltung  des 
eroberten  Gebietes  verschärfte  den  Gegensatz  zwischen 
den  deutschen  Grossmächten,  und  auch  die  Schleswig- 
Holsteinische  Frage  fand  erst  1866  ihre  Erledigung. 

Während  die  Nordgrenze  des  deutschen  Reiches 
durch  die  Einbeziehung  Schleswigs  günstiger  verläuft, 
als  die  des  deutschen  Bundes,  ist  im  Westen  die 
Reichsgrenze  gegen  die  Bundesgrenze  zurückgezogen. 

Die  Unzulänglichkeit  der  Bundesverfassung  aus- 
ländischen Eingriffen  gegenüber  zeigte  sich  1830,  als 
der  belgische  Aufstand  mit  Luxemburg  auch  das 
Bundesgebiet  erfasste.  Wohl  machte  der  Bund 
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ein  Kontingent  mobil,  aber  die  diplomatische  Ent- 
scheidung erfolgte  ohne  seine  Mitwirkung  nur  durch 
die  Grossmächte.  Oesterreich  und  Preussen  hielten 
es  nicht  einmal  für  nötig,  den  Bundestag  über  die 
Verhandlungen  auf  dem  laufenden  zu  halten.  Er 
musste  die  Beschlüsse  der  Londoner  Konferenz  von 
1^831  als  gegeben  hinnehmen. 

Damals  wurde  das  wallonische  Luxemburg  zu 
Belgien  geschlagen,  und  Holland  trat  dafür  mit 
Limburg  neben  dem  ihm  verbleibenden  Teile  Luxem- 
burgs,  dem  heute  dem  Hause  Nassau  zugefallenen 
Grossherzogtum,  zum  deutschen  Bunde.  Dem  nord- 
deutschen Bunde  wurde  jedoch  Luxemburg  nicht 
angeschlossen,  obgleich  es  ein  altes  Glied  des  Zoll- 
vereins war  und  auch  weiter  Steuer-  und  verkehrs- 
politisch mit  dem  Reiche  verbunden  blieb.  Preussen 
zog  vielmehr  1867  seine  Truppen,  Frankreich  entgegen- 
kommend, aus  der  alten  Bundesfeste  Luxemburg 
heraus,  und  Luxemburg  wurde  neutral  erklärt. 

Die  verschiedenen  Auffassungen,  die  mit  dem 
Begriffe  der  Neutralität  verbunden  werden  können, 
zeigen  sich  darin,  dass  Luxemburg  im  Zollverein 
bleiben  konnte,  während,  als  Belgien  in  den 
40  er  Jahren  den  Gedanken  eines  Anschlusses  an 
den  Zollverein  erwog,  England  und  Oesterreich  er- 
klärten, eine  zollpolitische  Verbindung  Belgiens  mit 
seinem  preussischen  oder  auch  seinem  französischen 
Nachbar  vertrage  sich  nicht  mit  seiner  Neutralität.  — 

Die  deutsche  Einheitsbewegung  musste  auf  den 
Widerspruch  des  Auslandes  gefasst  sein,  das  gar  zu 
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gern  ein  schwaches,  uneiniges  Deutschland  beibehalten 
hätte,  in  dem  die  Garanten  der  Bundesverfassung 
weiter  mitzusprechen  hatten.  So  erklärte  1848  Eng- 
land, als  das  Reich  gegen  Dänemark  Schiffe  auslaufen 
liess  unter  der  schwarz-rot-goldenen  Elagge,  es 
erkenne  diese  Flagge  nicht  an  und  würde  alle 
Schiffe,  die  sie  führten,  als  Seeräuber  behandeln,  und 
Russlands  Herrscher  zwang  im  Bunde  mit  Oesterreich 
Preussen  dazu,  in  Olmütz  auf  jeden  weiteren  Zu- 
sammenhang mit  der  Volksbewegung  und  auf  seine 
Einheitsbestrebungen  zu  verzichten. 

Gegenüber  solcher  Einmischung  hätte  nur  ein 
kräftiges  Zusammenstehen  von  Fürsten  und  Volk 
die  Durchführung  der  deutschen  Einheit  ermöglicht. 
Daran  fehlte  es  1848,  während  Bismarck  bei  dem 
Verfassungs  werk  von  1867  und  1871  auf  die  Zustimmung 
von  Fürsten  und  Volk  sich  stützen  konnte.  — 

Als  einen  Bund  der  deutschen  Regierungen 
kennzeichnet  sich  die  Verfassung  des  Norddeutschen 
Bundes  und  danach  auch  des  Deutschen  Reiches. 
Aber  sie  wurde  durch  die  Zustimmung  der  Vertreter 
des  deutschen  Volkes  festgesetzt,  die  nach  dem  Wahl- 
gesetz von  1849  zu  einem  konstituierenden  Reichs- 
tage einberufen  waren. 

Der  neue  Bund  zeigt  sich  darin  als  eine  Fort- 
setzung des  alten  deutschen  Bundes,  dass  die  Stimmen 
des  Bundesrates  nach  dem  Verhältnis  des  Bundestages 
verteilt  sind,  nur  dass  Preussen  durch  das  Ausscheiden 
Oesterreichs  und  den  Hinzutritt  der  Stimmen  der 
1866  angegliederten  Staaten,  Hannover,  Holstein, 

25 


Kurhessen,  Nassau  und  Frankfurt,  ein  entschiedeneres 
Übergewicht  erlangt  hat,  immerhin  nur  17  von 
58  Stimmen.  Das  Reich  ist  aber  nicht  nur  ein 
verbesserter  Ersatz  des  alten  Bundes,  der  1866  zerriss, 
sondern  ebenso  der  Erbe  des  Zollvereins,  und  mit  dem 
Reichstag,  der  dem  Bundesrat  beigeordneten  Volks- 
vertretung, erfüllt  es  die  Sehnsucht  der  48  er 
Bewegung. 

Die  Vollendung  seines  Werkes  wurde  Bismarck 
erst  im  Kampfe  mit  dem  Auslande  möglich.  In 
französischen  Quartieren  wurden  die  Verhandlungen 
mit  den  süddeutschen  Staaten  zum  Abschluss  gebracht. 
Die  von  seinem  Bruder  ausgeschlagene  Krone  nahm 
Wilhelm  I.  an,  da  sie  ihm  von  Fürsten  und  Volk  an- 
geboten  wurde,  und  im  Spiegelsaal  von  Versailles 
wurde  er  als  deutscher  Kaiser  ausgerufen. 

Der  Rahmen  eines  einheitlichen  nationalen  Lebens, 
um  das  zwei  Generationen  vergebens  gekämpft  hatten, 
war  damit  erreicht.  Sehen  wir  nun,  wie  in  diesem 
Rahmen  die  Organe  unserer  Verfassung  sich  weiter 
gebildet  haben,  der  Bundesrat,  der  Reichstag  und  der 
Kaiser.  — 

Weil  seine  Beratungen  nicht  öffentlich  sind,  spricht 
man  nicht  viel  vom  Bundesrat;  nach  unserer  Ver- 
fassungsurkunde bleibt  er  aber  der  erste  Pfeiler  des 
Reiches  und  ein  wichtiger  Sitz  seiner  Regierung.  Die 
Gesetzesvorlagen  werden  zunächst  im  Bundesrat  be- 
raten; wir  hören  den  Reichskanzler  und  die  Sekretäre 
der  Reichsämter  sie  im  Reichstag  „im  Namen  der 
Verbündeten  Regierungen'^  vertreten,  und  wenn  eine 
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Vorlage  durch  Reichstag  und  Bundesrat  Gesetz  ge- 
worden ist,  so  bleibt  dem  Bundesrat  das  Recht,  durch 
Verordnungen  die  nähere  Ausführung  zu  regeln. 
Gerade  heute,  wo  die  Gesetzgebung  den  wechselnden 
Anforderungen  des  Wirtschaftskrieges  nur  langsam 
folgen  könnte,  hat  der  Reichstag  dem  Bundesrat 
Vollmacht  gegeben  zu  solchen  Verordnungen,  unter 
denen  sich  in  der  Heimat  die  Nahrungsmittel- 
verteilung und  die  Rohstoffversorgung  der  Industrie 
vollzieht. 

Der  föderative  Charakter  unserer  Verfassung 
ist  deutlich  dadurch  ausgesprochen,  dass  die  Einzel- 
staaten sich  wichtige  Gebiete,  wie  dag  Bildungswesen, 
Vorbehalten,  und,  wo  sie  sich  der  Reichsgesetzgebung 
unterwarfen,  einen  ausreichenden  Einfluss  gesichert 
haben.  Das  hat  den  Vorzug,  dass  unsere  Entwicklung 
in  grösserer  Mannigfaltigkeit  sich  vollziehen  kann, 
ein  reger  Wetteifer  zeigt  sich  unter  unsern  Einzel- 
staaten in  der  Erfüllung  ihrer  Kulturauf gaben.  Aber 
damit,  dass  sie  die  wichtigsten  Aeusserungen  staat- 
lichen Lebens,  die  Behauptung  des  Daseins  gegen 
Angriffe  von  aussen  und  die  nur  gemeinsam  er- 
spriesslich  zu  regelnden  Wirtschaftsfragen,  auf  denen 
die  Blüte  des  Staates  beruht,  dem  Reiche  überliessen, 
haben  sie  ihr  Dasein  untrennbar  mit  ihm  verknüpft, 
und  das  Schwergewicht  der  Entwicklung  hat  den 
Reichseinrichtungen  eine  ständig  wachsende  Be- 
deutung verliehen. 

Der  vom  Kaiser  ernannte  Reichskanzler  ist  der 
einzige  verantwortliche  Reichsbeamte.  Die  Schultern 
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eines  Mannes  wie  Bismarck  vermochten  eine  solche 
Bürde  zu  tragen.  Tatsächlich  haben  mit  der  Aus- 
dehnung ihres  Wirkungskreises  die  dem  Reichskanzler 
unterstehenden  Reichsämter  eine  immer  grössere 
Selbständigkeit  erlangt,  wie  das  Reichsamt  des 
Innern  oder  das  Reichsschatzamt.  Dadurch,  dass  die 
neu  zu  regelnden  Fragen  zumeist  aus  ihren  Amts- 
bereichen erwuchsen,  wurden  die  Inhaber  der  Reichs- 
ämter die  Haupt- Verfasser  der  Entwürfe  von  Gesetzen 
und  Verordnungen,  die  dann  die  Präsidialmacht  dem 
Bundesrat  vorlegt. 

Die  Gefahr  einer  föderativen  Verfassung,  wie 
sie  durch  das  rechtliche  Ueberge wicht  des  Bundesrates 
bedingt  ist,  besteht  darin,  dass  auch  dort,  wo  eine 
einheitliche  Regelung  durch  das  Reich  erspriesslicher 
wäre,  die  Eifersucht  der  Einzelstaaten  zu  zersplitterten 
Massnahmen  führt. 

Dies  hat  sich  z.  B.  in  der  Eisenbahnfrage  gezeigt. 
Naturgemäss  haben  die  kleinen  Staaten,  die  kein  ein- 
heitliches Eisenbahnnetz  ausbilden  können,  das  Haupt- 
interesse an  einheitlicher  Regelung.  Die  thüringischen 
Staaten  und  die  Hansastädte  sind  in  ihrem  Eisenbahn- 
wesen von  Preussen  abhängig  geworden;  die  Ein- 
nahmen aus  ihrem  Verkehr  kommen  den  preussischen 
Finanzen  zu  gute.  Aber  auch  die  Mittelstaaten,  die 
sich  in  den  70  er  Jahren  besonders  eifrig  gegen 
Reichseisenbahnen  wehrten,  haben  dabei  finanziell 
nicht  gut  abgeschnitten.  Als  Haupthindernis  seines 
Planes,  die  Eisenbahnen  zu  gunsten  des  Reiches  zu 
verstaatlichen,  hat  schon  Bismarck  die  Ansprüche 
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des  preussischen  Finanzministers  bei  einer  Ueber- 
tragung  der  preussischen  Bahnen  auf  das  Reich 
empfunden.  Ein  einheitlich  geregeltes  Verkehrswesen, 
ein  Zusammenarbeiten  von  Land-  und  Wasserstrassen, 
das  dem  Wirtschaftsleben  billige  Bedingungen  bieten 
kann,  wird  aber  eine  gewichtige  Forderung  bleiben, 
wenn  es  für  Deutschland  nach  dem  Frieden  gilt,  die 
t Ausfälle  des  Krieges  zu  ersetzen  und  den  wirtschaft- 
lichen Wettbewerb  wieder  aufzunehmen. 

Auch  in  der  Steuerfrage  drängen  die  An- 
forderungen  der  Zeit  die  Ansprüche  der  Einzel- 
staaten zurück. 

Als  Erbe  des  Zollvereins  hat  das  Reich  die  in- 
direkten Steuern  ausgebildet,  während  die  Einzel- 
staaten und  die  von  ihnen  abhängigen  Verbände, 
insonderheit  die  Gemeinden,  auf  die  direkten 
Steuern  angewiesen  waren.  Dauernd  wird,  wie  das 
bundesstaatlicher  Verfassung  entspricht,  das  Schwer- 
gewicht der  Reichsfinanzen  auf  den  indirekten,  das 
der  einzelstaatlichen  auf  den  direkten  Steuern  ruhen. 
Die  Einzelstaaten  möchten  darüber  hinaus  in  den 
direkten  Steuern  eine  Art  Reservatrecht  sehen  und 
suchen  jeden  Eingriff  des  Reiches  in  diese  Steuer- 
quelle, die  sie  für  ihre  Kulturaufgaben,  wie  sie  aus- 
führen, nötig  haben,  abzuwehren.  Das  Reich  kann 
aber  auf  das  Heranziehen  auch  der  direkten  Steuern 
zur  Deckung  seiner  Ausgaben  nicht  verzichten. 

Wie  das  alte  Reich,  so  half  sich  auch  das  neue 
zunächst  mit  Matrikularb  ei  trägen  von  den  Einzel- 
staaten, die  nicht  nur  der  mangelnden  Ergiebigkeit 
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der  indirekten  Reichssteuern  abhelfen,  sondern  vor 
allem  als  elastischer  Faktor  den  Ausgleich  der 
Rechnungen  möglich  machen  sollten,  den  die  nach 
festen  Tarifen  erhobenen  indirekten  Steuern  nicht 
erbringen  konnten.  Bei  diesen  kopfweise  nach  der 
Bevölkerung  erhobenen  Umlagen  gerieten  aber  die 
kleineren  Staaten,  die  die  Schwankungen  des  Haus- 
halts viel  schwerer  trugen  als  das  Reich  oder  die 
grossen  Bundesstaaten,  in  derartige  Unannehmlich- 
keiten, dass  man  die  Matrikularbeiträge  durch  Er- 
höhung der  Reichssteuern  auszuschalten  suchte.  Bei 
dringendem  Finanzbedarf  des  Reiches  bleibt  ihm  aber 
nichts  als  dieser  Rückgriff  auf  die  Finanzen  der 
Einzelstaaten  übrig,  die  daher  selbst  ein  Interesse 
daran  haben,  dass  ausreichende  Reichseinnahmen 
vorhanden  sind. 

Die  jetzigen  Steuervorschläge  geben  sich  als 
provisorische.  Sie  suchen  auf  dem  herkömmlichen 
Wege  vor  allem  die  indirekte  Verbrauchsbesteuerung, 
den  Tabak,  heranzuziehen.  Als  Ausgleich  wird  die 
Verkehrssteuer  ausgebildet,  die  die  Allgemeinheit  der 
Erwerbstätigkeit  erfasst.  Nur  die  Kriegsgewinnsteuer 
wird  der  in  Gewinn  und  Besitz  sich  zeigenden 
Leistungsfähigkeit  auferlegt.  Bei  einer  endgiltigen 
Regelung  der  Reichsfinanzen  muss  das  Reich  auch 
die  direkten  Steuern,  die  die  Besitzenden  besonders 
treffen,  anzapfen.  In  den  Zwischenformen  der  Erb- 
schaftssteuer und  der  Zuwachssteuer,  die  indirekt 
nach  Tarifen  erhoben  werden,  als  Steuern  auf  die 
Besitzenden  aber  zu  dem  System  der  direkten  Ein- 
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kommen-  und  Vermögenssteuern  gehören,  ist  das 
Reich  schon  auf  diesen  Weg  gedrängt;  in  dem  aller- 
dings nur  als  einmalige  Notsteuer  gedachten  Wehr- 
beitrag hat  es  ihn  klar  beschritten. 

Wie  der  Einzelne  zuerst  für  das  Notwendige  seiner 
Ernährung,  Kleidung  und  Wohnung  sorgen  muss,  ehe 
er  an  weitere  Ausgaben  denken  kann,  so  gehen  die 
vom  Staate  für  seine  Erhaltung  geforderten  Auf- 
wendungen allen  andern  vor.  Die  Milliarden  der  Aus- 
gaben dieses  Krieges,  der  Reichskredit,  muss  also 
zunächst  gedeckt  werden,  weil  mit  ihm  auch  die 
Einzelstaaten  stehen  und  fallen.  Jedes  Vorrecht  auf 
eine  Steuerquelle  hört  damit  auf,  wenn  es  sich  selbst- 
verständlich auch  nicht  darum  handelt,  den  Einzel- 
staaten etwas  zu  nehmen.  Die  bestehende  Ausbildung 
der  direkten  Steuern  lässt  noch  Steuerreserven,  die 
herangezogen  werden  müssen.  Der  Wehrbeitrag  hat 
gezeigt,  dass  dies  möglich  ist.  Eine  Steuer  von  P/oo 
des  Vermögens  ist  in  Deutschland  unbedenklich,  wenn 
freilich  Steuern  auf  7 und  8°/oo  und  mehr,  wie  sie  in  der 
Schweiz  üblich  sind,  zur  Steuerflucht  führen  können. 

Mit  Gut  und  Blut  muss  jeder  dem  Vaterlande 
in  Zeiten  der  Not  dienen.  Die  Vermögenden,  denen 
der  Krieg  ihren  Besitz  sichert,  müssen  daher  auch 
zu  entsprechenden  Steuern  herangezogen  werden  und 
dürfen  ihren  Beitrag  zur  Reichskasse  nicht  nur  gegen 
Verzinsung  bei  der  Reichsanleihe  einzahlen.  Wohl 
stellen  die  indirekten  Steuern  die  bequemste  Form 
dar,  die  Leistungsfähigkeit  der  minderbemittelten 
Massen  zu  erfassen,  sie  verlangen  aber  ihre  Ergänzung 
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durch  direkte  Steuern;  denn  warum  sollte  die  besondere 
Leistungsfähigkeit  der  Besitzenden  nur  den  Binzei- 
staaten, nicht  aber  dem  Reiche  zu  gute  kommen? 

Gewiss  muss  die  Vorbelastung  durch  Einkonimen- 
und  Vermögensteuern  der  Einzelstaaten  und  Kommunen 
bei  uns  berücksichtigt  werden.  Unsere  wirtschaftliche 
Entwickelung  gestattet  uns  aber,  bei  der  notwendigen 
Ausnutzung  aller  Steuerquellen  die  direkten  noch 
stärker  heranzuholen.  In  Zeiten  des  sich  erst  bilden- 
den Kapitals  muss  der  Staat  schonend  eingreifen; 
daher  sehen  wir  in  den  Ländern  dieser  Wirtschafts- 
stufe Einkommen-,  Vermögen-  und  Erbschaftssteuern 
zurückstehen,  wie  in  England  bis  in  die  40  er  Jahre, 
oder  heute  in  Russland.  Hat  sich  aber  Kapital  in 
einem  Lande  gebildet,  so  verlangen  der  gleichzeitig 
wachsende  Finanzbedarf  und  die  Gerechtigkeit  der 
Steuerverteilung  eine  stärkere  Ausbildung  der  die 
Besitzenden  treffenden  Steuern.  England  hat  dem- 
entsprechend durch  die  Reformen  der  letzten  Jahre 
seine  Einnahmen  aus  den  direkten  Steuern  so  ge- 
steigert, dass  sie  etwa  das  Doppelte  der  indirekten 
einbringen,  während  bei  uns  die  direkten  und  in- 
direkten Steuern  unter  geringerer  Gesamtbelastung 
als  in  England  sich  ungefähr  die  Wage  halten. 
Gerade  die  Schätzungen  Helfferichs  und  die  Ergeb- 
nisse unserer  Kriegsanleihen  zeigen  uns,  wie  wir  in 
der  Kapitalbildung*  England  nachkommen.  Danach 
können  wir  auch  in  der  Steuerverteilung  uns  dem 
englischen  Beispiel  weiter  nähern;  denn  man  soll 
auch  von  dem  Feinde  lernen. 

32 


Die  Not  des  Kampfes  und  die  Schwierigkeit 
wirtschaftlicher  Behauptung  zwingt  uns  zu  stärkerem 
Zusammenschluss.  Manchmal,  wie  bei  den  Schwierig- 
keiten, die  es  kostete,  den  reichsländischen  Stimmen 
Gleichberechtigung  in  der  Bundesversammlung  zu 
verleihen,  konnte  man  versucht  sein,  zu  denken, 
der  Bundesrat  erinnere  allzusehr  an  den  alten  Bundes- 
tag. So  ist  denn  auch  der  Ruf  nach  Reichsministern, 
die  dem  Reichstage  verantwortlich,  dann  aber  durch 
das  Vertrauen  des  Reichstages  den  Sonder  wünschen 
der  Einzelstaaten  gegenüber  gekräftigt  wären,  nicht 
verstummt,  namentlich  nach  einem  Reichs-Finanz- 
minister. Wie  der  vergrösserte  Aufgabenkreis  zu 
selbständigen  Amtsstellen  des  Reiches  drängt,  die 
auf  enge  Fühlung  mit  der  Volksvertretung  ange- 
wiesen sind,  zeigt  sich  in  der  jetzt  im  Reichsamt 
des  Innern  geschaffenen  Zentralstelle  für  Lebens- 
mittelversorgung, der  ein  Beirat  von  15  Mitgliedern 
des  Reichstages  zur  Seite  trat.  — 

Neben  den  Bundesrat  stellte  die  Verfassung  von 
1867  und  1871  den  Reichstag,  der  durch  das  der 
Frankfurter  Verfassung  entnommene  allgemeine, 
direkte  und  geheime  Wahlrecht  eine  demokratischere 
Versammlung  ist,  als  das  englische  oder  französische 
Parlament. 

Ein  Staatsmann,  der  den  üebergang  des  selbst- 
herrlichen Beamtentums  zum  Verfassungsstaat  in 
Preussen  durchgemacht  hat  und  dann  Bismarcks 
rechte  Hand  bei  der  Reichsgründung  wurde,  Delbrück, 
schildert  in  seinen  Lebenserinnerungen  die  Ein- 
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Wirkung  des  konstitutionellen  Systems.  Es  sei 
gewiss  unbequemer,  jeden  Entwurf  erst  mit  der 
Volksvertretung  zu  bereden,  aber  dieser  Nachteil 
werde  mehr  als  aufgewogen  dadurch,  dass  die 
Beamtenschaft  nun  ihre  Verantwortung  mit  der 
Volksvertretung  teilen  könne.  Ihre  Massnahmen 
begegneten  dadurch  von  vornherein  beim  Volke 
grösserem  Vertrauen. 

Die  Wirkung  des  Wahlrechts  muss  eine  ver- 
schiedene sein,  je  nachdem  ob  eine  politisch  geschulte 
Schicht  es  ausübt,  oder  es  Ungeübten  überlassen  bleibt. 
So  kann  eine  Ausdehung  der  Volksrechte  reaktionär 
wirken,  wie  durch  das  Referendum,  eine  allgemeine 
Abstimmung  über  eine  bestimmte  Vorlage,  in  Frank- 
reich die  liberale  Regierung  gestürzt  und  Napoleon  III. 
die  Herrschaft  übertragen  wurde. 

Es  ist  anzunehmen,  dass  Bismarck  nach  den 
schlechten  Erfahrungen,  die  er  mit  dem  die  Be- 
sitzenden begünstigenden  preussischen  Abgeordneten- 
hause gemacht  hatte,  von  dem  allgemeinen  Wahl- 
recht einen  anderen  Kurs  erwartete.  Die  ihn  mit 
Lassalle  verbindende  Opposition  gegen  den  damaligen 
Liberalismus  deutet  darauf  hin.  Um  so  mehr  musste 
es  ihn  enttäuschen,  dass  ihm  unter  dem  erweiterten 
Wahlrecht  die  besonders  heftige  sozialdemokratische 
Opposition  erwuchs.  Es  handelte  sich  hier  aber 
doch  nur  um  eine  Uebergangserscheinung.  Wie 
die  Entwicklung  des  Einzelnen  sich  so  vollzieht, 
dass  er  nach  anfänglicher  Anpassung  an  das  Gebotene 
sich  dann  von  dem  ihn  umgebenden  loszureissen  sucht 
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und  erst  später,  selbständig  geworden,  den  ihm  nahe 
liegenden  Wirkungskreis  erkennt,  so  muss  eine  neue 
Massenströmung  zunächst  ihren  Gegensatz  gegen  das 
bestehende  betonen,  um  sich  später  mit  selbständiger 
Kraft  der  Mitarbeit  an  gemeinsamen  Aufgaben  ein- 
ordnen  zu  können.  Wir  können  sagen,  dass  in  diesem 
Kriege  die  deutsche  Volksvertretung  mit  allen  ihren 
Parteien  sich  auf  solche  Höhe  gestellt  hat.  Bei  den 
unausbleiblichen  späteren  Kämpfen  wollen  wir  die 
Augusttage  von  1914  nicht  vergessen. 

Die  Bedeutung  der  Wahlkämpfe  liegt  darin,  dass 
durch  sie  die  breiten  Massen  Fühlung  nehmen  sollen 
mit  den  Fragen  des  Staatslebens.  Eine  staats- 
bürgerliche Erziehung  kann  durch  sie  gefördert 
werden.  Freilich,  täuschen  wir  uns  nicht:  nicht  jeder, 
der  seinen  Zettel  abgibt,  auch  nicht  jeder,  den  das 
Vertrauen  seines  Wahlkreises  in  den  Reichstag  schickt, 
wird  damit  schon  ein  Staatsmann.  Weniger  in  den 
für  die  Oeffentlichkeit  bestimmten  Reden,  als  in  den 
durch  die  Parteivertreter  beschickten  Kommissions- 
beratungen wird  die  Hauptarbeit  geleistet:  hier  gilt  es, 
sich  zu  bewähren. 

Einen  Misstand  unseres  öffentlichen  Lebens  bildet 
es,  dass  unsere  Beamten,  namentlich  im  auswärtigen 
Dienst,  herkömmlicherweise  aus  einer  zu  kleinen 
Schicht  sich  ergänzen,  während  doch  so  kräftige 
Organisationen  wie  die  Kirche  und  das  Heer  sich 
dadurch  auszeichnen,  dass  sie  jedem  Tüchtigen  ein 
Aufsteigen  ermöglichen.  Schmoller  schildert  uns, 
dass  der  jetzige  Zustand  nicht  immer  bestand,  früher 
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vielmehr  das  preussische  Beamtentum  seinen  puf 
dem  Umstand  verdankte,  dass  es  tüchtige  Kräfte  aus 
allen  Ländern  und  allen  Ständen  heranzog.  Vielleicht 
würden  auch  Presse  und  Parlament  bei  uns  gewinnen, 
wenn  es  ihren  sich  auszeichnenden  Vertretern  möglich 
wäre,  in  verantwortliche  Stellen  aufzurücken,  wo  sie 
selbst  schaffend,  nicht  nur  kritisierend,  ihre  Er- 
fahrungen verwerten  könnten.  — 

An  der  Spitze  der  Reichs  Verfassung  steht  der  Kais  er. 
Nicht  leicht  wurde  es  auch  Wilhelm  L,  die  Kaiser- 
krone anzunehmen.  Er  fühlte  sich  in  erster  Linie 
als  König  von  Preussen.  Tatsächlich  bedeutete  der 
kaiserliche  Name  zunächst  nicht  viel  mehr  als 
einen  würdigen  Titel  des  repräsentierenden  Bundes- 
präsidenten. Der  Kaiser  publiziert  die  Reichsgesetze. 
Seine  eigentliche  Macht  beruht  vor  allem  auf  den 
preussischen  Stimmen  des  Bundesrats.  Wir  wiesen 
aber  schon  darauf  hin,  wie  durch  die  Ernennung  des 
Reichskanzlers  und  den  wachsenden  Aufgabenkreis 
der  Reichsämter  die  .Zentralgewalt  ständig  an  Be- 
deutung zunimmt.  Der  Kaiser  ist  der  Vertreter  der 
Reichsmacht  nach  innen,  vor  allem  auch  nach 
aussen. 

Gleichwohl  kann  es  nichts  schieferes  geben,  als 
wenn  unsere  Gegner  ständig  unseren  Kaiser  mit 
Napoleon  L vergleichen.  Dort  der  Emporkömmling, 
der  auf  den  Krieg  als  die  Quelle  seiner  Macht  an- 
gewiesen war,  der  nach  dem  Umsturz  der  Verfassung 
in  seiner  Kaisermacht  wirklich  allen  politischen 
Einfluss  seines  Reiches  vereinigte,  hier  der  Herrscher 
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aus  altem  Geschlechte,  durch  eine  föderative  und 
demokratische  Verfassung  gebunden,  ein  Friedens- 
kaiser, der  zum  Schwerte  nur  greifen  konnte,  weil 
er  das  ganze  Volk  in  der  Abwehr  des  ihm  drohenden 
Vernichtungsplanes  hinter  sich  wusste. 

Auf  die  Führung  unseres  Kaisers,  der  einen  Bürger- 
krieg, wie  er  im  Anfang  seiner  Regierung  wohl  drohte, 
unter  allen  Umständen  vermieden  sehen  wollte,  der 
uns  Helgoland  verschafft  hat  und  das  Bündnis  mit 
der  Türkei  anbahnte,  der  sich  vor  allem  für  den 
Ausbau  unserer  Flotte  eingesetzt  hat,  dürfen  wir  voll 
Stolz  blicken.  Mit  dieser  Flotte  hat  unser  Kaiser 
einen  Hauptwunsch  der  48  er  Bewegung  erfüllt,  für 
den  der  1850  wieder  eingesetzte  Bundestag  so  wenig 
Verständnis  zeigte,  dass  er  sich  nicht  scheute,  die 
deutsche  Flotte  unter  den  Hammer  zu  bringen.  — 

Das  Geschick  der  Deutschen  war,  die  Gegensätze, 
die  in  der  Ordnung  der  Gesellschaft  auftreten  können, 
besonders  scharf  herausarbeiten  zu  müssen.  Unsere 
Entwicklung  ist  dadurch  vielfach  gehemmt  und 
erschwert,  wir  sind  aber  auch  zu  Lösungen  gezwungen, 
die  dem  Einzelnen  grössere  Selbständigkeit  lassen 
und  dem  Ganzen  durch  die  Zusammenfassung  des 
Mannigfaltigen  grössere  Biegsamkeit  verleihen. 

Wie  schwer  hat  Deutschland  unter  der.  Religions- 
spaltung gelitten!  Das,  was  anderen  Nationen  ein 
Grund  einheitlicheren  Auftretens  wurde,  die  Fort- 
bildung von  Lehre  und  Verfassung  der  Kirche,  ver- 
schärfte bei  uns  die  politische  Zersplitterung  und 
Schwäche.  Die  religiöse  und  politische  Zerrissenheit 
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Deutschlands  ermöglichte  im  30  jährigen  Kriege 
Schweden  und  Franzosen  die  Einmischung  in  die 
Reichsangelegenheiten,  und  je  nach  dem  Bekenntnis 
der  Regierungen  standen  die  Gebiete  der  einzelnen 
Konfessionen  neben  einander.  Aber  gerade  die 
Religionsmischung,  die  auf  die  Dauer  bei  dem  In- 
einandergreifen der  Territorien  nicht  ausbleiben 
konnte,  zwang  uns  zu  einer  Vertiefung  der  religiösen 
Aufgaben.  Nicht  als  etwas  gegebenes  tritt  dem 
Deutschen  die  Weltanschauung  entgegen,  er  muss 
um  sie  kämpfen;  daher  das  Aufkommen  unserer 
Philosophie,  daher  eine  Toleranz,  die  nicht  auf 
Gleichgültigkeit  den  höchsten  Fragen  gegenüber  be- 
ruht, sondern  auf  gegenseitiger  Achtung  der  Stand- 
punkte, einerlei  auf  welchem  Wege  sie  gewonnen 
wurden.  Die  gegenseitige  Anerkennung  der 
Konfessionen  hat  zuerst  der  Grosse  Kurfürst  in  seinen 
Staaten  versucht,  und  wenn  auch  noch  im  neuen 
Reiche  die  Wogen  des  Kulturkampfes  hoch  gegangen 
sind,  so  zeigt  uns  die  gegenwärtige  schwere  Zeit, 
dass  gerade  die  Besinnung  auf  den  Kern  der  Religion 
sich  verträgt  mit  einem  Zusammengehen  nicht  nur 
der  christlichen  Bekenntnisse,  sondern  darüber  hin- 
aus mit  Judentum  und  Islam. 

Nicht  minder  scharf  war  der  zweite  Gegensatz, 
der  die  Geschichte  Deutschlands  erfüllte,  der  der 
Verfassungsform.  Als  nach  dem  Sturze  der  Hohen- 
staufen die  zentrale  Kaisergewalt  sich  nicht  in  der 
alten  Kraft  erneuerte,  konnte  es  zweifelhaft  sein,  ob 
fürstliche  oder  städtische  Macht  weiterhin  die  deutsche 
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Verfassung  bestimmen  würde.  Ein  gewisser  Gegen- 
satz zwischen  Stadt  und  Land  macht  sich  noch  heute 
bei  uns  geltend.  Er  ist  aber  rechtzeitig  durch  grössere, 
Stadt  und  Land  vereinigende  Territorien  gemildert 
worden.  Ein  anderer  Kampf  konnte  sich  aus  diesem 
Zwiespalt  entwickeln,  der  zwischen  monarchischer 
und  republikanischer  Verfassung.  Diese  Frage  spielte 
noch  bei  den  48  er  Beratungen  eine  Rolle.  Es  hat 
sich  aber  gezeigt,  dass  die  Monarchie  einer  demo- 
kratischen Entwicklung  nicht  hinderlicher  zu  sein 
braucht  als  eine  Republik.  Auch  eine  aus  formeller 
Anteilnahme  weitester  Kreise  hervorgehende  Republik 
braucht  zum  Regieren  Organe,  die  eine  grosse 
Selbständigkeit  erlangen  und  die  Mitbestimmung 
breiter  Volksschichten  tatsächlich  ausschalten  können. 
Fürsten  gegenüber,  die  sich  eigensinnig  nur  auf  ihre 
Rechte  versteiften,  vermochte  eine  republikanische 
Bewegung  Boden  zu  gewinnen,  wo  aber  der  Monarch 
die  Wohlfahrt  des  Staates  als  seine  Aufgabe  ansah 
und  zu  ihrer  Förderung  die  Mitarbeit  der  Volkskreise 
suchte,  wurde  die  Monarchie  volkstümlicher  als 
manche  republikanische  Regierung.  Gerade  in  der 
jetzigen  Prüfung  bewährt  sich  uns  das  Zusammen- 
stehen von  Fürst  und  Volk.  Wir  möchten  nicht  von 
einer  mit  der  Phrase  arbeitenden  Klique  pluto- 
kratischen  Gepräges  beherrscht  werden,  wie  wir  sie 
in  unserer  Nachbarrepublik  Frankreich  am  Ruder 
sehen. 

Den  in  der  letzten  Zeit  am  schwersten  empfunde- 
nen Gegensatz  hatte  die  wirtschaftliche  Entwicklung 
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in  Deutschland  herbeigeführt,  den  Gegensatz  der 
Klassen,  zwischen  Kapital  und  Arbeit.  Auch  an  der 
Ueberbrückung  dieses  Gegensatzes  ist  schon  längst 
gearbeitet.  Niemals  aber  hat  sich  wie  in  dieser 
Kriegsnot  die  Gemeinsamkeit  des  Interesses  von 
Unternehmer  und  Arbeiter  an  dem  Gedeihen  des 
Werkes  gezeigt.  Was  wären  wir  ohne  die  Volks- 
kraft  unserer  Arbeiter,  was  wären  wir  aber  auch  ohne 
unsere  Kapitalbildung!  Die  gegenseitige  Achtung 
zwischen  Führern  und  Mitschaffenden,  wie  sie  uns 
die  Stunde  gebietet,  wollen  wir  uns  erhalten! 

Es  handelte  sich  bei  dieser  Ständespaltung  nicht 
nur  um  einen  wirtschaftlichen  Gegensatz,  der  durch 
politisches  Gegenübertreten  verschärft  wurde;  viel- 
leicht empfing  sie  ihren  eigentlichen  Stachel  durch 
eine  verschiedene  Kulturauffassung. 

Für  den  Arbeiter  war  Marx  das  Evangelium. 
Wir  müssen  uns,  um  seinen  Einfluss  zu  verstehen, 
den  Arbeiter  der  70  er  Jahre  vorstellen,  der,  heraus- 
gerissen aus  seinen  ländlichen  Verhältnissen,  in 
Arbeitsbedingungen  hineinkam,  deren  Zusammen- 
hang er  nicht  übersehen  konnte,  deren  für  ihn  un- 
günstige Wirkung  er  aber  spüren  musste.  Da  kam 
Marx  und  sagte  ihm:  Ich  will  dir  zeigen,  nicht  nur, 
wie  die  Gegenwart  zusammenhängt,  sondern  auch, 
wie  sich  alles  nach  logischen  Gesetzen  weiter  ent- 
wickeln muss:  Dir,  Arbeiter,  muss  es  einige  Zeit 
schlecht  gehen,  immer  schlechter,  damit,  aus  dem 
Satze  des  Widerspruches  heraus.  Dir  dann  später 
ein  Reich  des  Friedens  und  der  Harmonie  zufalle. 
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Wer  hätte  sich  solchen  „wissenschaftlichen“  Be- 
weisen widersetzen  mögen?  Aber  was  war  diese 
alles  Geschehen  begrifflich  meisternde  Art  des  Marx 
philosophisch  anders,  als  ein  Ableger  des  Gedanken- 
systems Hegels? 

Wohl  hatte  auch  der  deutsche  Bürger  eine  Zeit 
lang  geglaubt,  mit  Vernunft  alles  begreifen,  mit 
Verstand  alles  regeln  zu  können.  Aber  wie  ün  Zeit- 
alter der  Revolution  die  Erfahrungen  der  Schreckens- 
zeit, so  hatten  die  Enttäuschungen  von  1848  ihn  an 
einer  rationalen  Durchdringung  des  Lebens  ver- 
zweifeln lassen.  Gewiss  suchte  der  Unternehmer 
durch  die  Ziffern  seines  Hauptbuches  Bestand  und 
Weitergehen  seines  Geschäftes  logisch  zu  erfassen, 
aber  rücksichtslosem  Sichgeltendmachen  galt  sein 
Streben,  und  nur  der  Erfolg  wurde  im  öffentlichen 
Leben  geehrt.  Mit  dem  Prunk  vergangener  Stile  liess 
man  sich  umgeben,  von  Wagners  Musik  sich  berauschen. 

Wenn  die  Klangfülle  seiner  Werke  uns  umspielte, 
waren  es  moderne  Probleme,  war  es  Zukunftsmusik, 
die  uns  der  „dithyrambische  Dramatiker“,  wieNietzsche 
Wagner  nennt,  entgegenbrachte?  Nein,  er  suchte 
uns  der  Gegenwart  zu  entreissen  durch  alte  Sagen- 
stoffe, in  denen  nach  romantischer  Art  durch  ein 
äusseres  Mittel,  einen  Zaubertrank,  einen  Ring,  ein 
Götterschwert,  eine  geweihte  Lanze  die  Entscheidung 
herbeigeführt  wird.  Und  die  Personen  Wagners? 
Menschen  und  menschliche  Götter,  die  ihren  Leiden- 
schaften schrankenlos  sich  hingeben.  An  wessen 
Weltanschauung  knüpft  diese  Stimmung  an?  Es  wird 
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uns  berichtet,  dass  Wagner  keinen  Denker  mehr 
verehrte,  als  Schopenhauer,  und  dem,  was  Schopen- 
hauer als  Willen  bezeichnet,  d.  h.  nicht  dem  bewussten 
Willen,  sondern  dem  unbewussten  Triebe,  „der  in 
der  belebten  und  unbelebten  Natur  nach  Dasein  dür- 
stet“, dem  verlieh  W agner  tönendes  Dasein.  Und  „sich 
ausleben“  hiess  die  Losung  der  ihm  Zujubelnden. 

Inzwischen  sind  unsere  führenden  Schichten  von 
der  Verachtung  der  Vernunft  zurückgekommen.  Man 
wagte  wieder,  die  Gegenwart  zu  überwinden,  indem 
man  ihre  Aufgaben  zu  verstehen  suchte,  und  wandte 
sich  gegen  die  matte  Entschlusslosigkeit  des  Urteils, 
die  allem  vom  „historischen“  Standpunkt  aus  eine 
relative  Bedeutung  zumass.  Es  ist  nicht  wahr,  dass  in 
Deutschland  vor  dem  Kriege  das  materielle  Streben 
überwog.  Ein  Zurückgreifen  auf  innnerste  religiöse 
Gefühle  machte  sich  bemerkbar,  ein  sich  besinnen 
auf  die  Grundlagen  unserer  klassischen  Philosophie 
in  den  Studien,  eine  Freude  an  neuem  Schaffen  in  der 
Kunst,  das  erfolgreiche  Suchen  nach  einem  neuen  Stil, 
der  die  modernen  Lebensbedingungen  in  ihrer  Klarheit 
und  Schönheit  erfasste.  Man  hatte  es  erkannt  und 
suchte  danach  die  Jugend  zu  bilden,  dass  nur  ein 
bewusster  Wille  den  Schwierigkeiten  des  Lebens  zu 
trotzen  lehrt. 

Auf  der  anderen  Seite  führte  die  dem  marxistischen 
Schema  nicht  entsprechende  Entwicklung  der  Tat- 
sachen zu  einer  Erschütterung  des  Dogmas.  Wichtiger 
noch  war  es,  dass  die  Arbeiter  einsahen,  wie  sie  durch 
eigene  Tat,  durch  ihre  Genossenschaften  und 
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Gewerkschaften  auch  in  der  gegenwärtigen  Wirtschaft 
voran  kommen  konnten.  Das  Bewusstsein,  dass  ein 
planmässiges  Zusammenarbeiten,  das  nicht  auf  vor- 
gefassten Meinungen  beruhte,  sondern  auf  durch- 
dachten Grundlinien,  die  sich  den  Forderungen  der 
Stunde  anzupassen  wussten,  uns  allein  durch  die  Tage 
der  Not  gebracht  hat,  das  Gefühl  der  staatlichen 
Zusammengehörigkeit  des  ganzen  Volkes  soll  uns 
nicht  verlassen,  auch  wenn  uns  der  Friede  wieder  die 
Freiheit  des  Schaffens  zurückgibt.  — 

Wir  sind  das  Volk  der  europäischen  Mitte,  durch 
diese  Lage  ausländischen  Einflüssen  ausgesetzt,  aber 
ebenso  wiederum  auf  unsere  Nachbarn  einwirkend. 

Die  Geschichte  des  alten  deutschen  Reiches  voll- 
zog sich  so,  dass  in  ihrem  Anfang  die  deutschen 
Kaiser  dem  Anspruch  auf  eine  Vorherrschaft  in 
Europa  Geltung  verschaffen  konnten,  während  später 
das  Reich  zum  Tummelplatz  fremder  Diplomatie,  zum 
Kampfplatz  fremder  Heere  wurde.  Unsere  neuere 
Entwicklung  setzt  mit  einer  Zeit  der  Schwäche  unter 
dem  deutschen  Bunde  ein,  erst  das  neue  Reich  gibt 
uns  die  volle  Selbständigkeit  1871.  In  dem  jetzigen 
Kriege  wollten  unsere  Gegner  noch  einmal  von  den 
Flanken  her  uns  erdrücken,  wir  vertrauen  aber,  dass 
wir  aus  dem  Kriege  als  der  gestärkte  Mittelpunkt 
Europas  hervorgehen  werden.  Wenn  dabei  die 
Waffengemeinschaft  mit  Oesterreich-Ungarn  zu  einem 
engeren  Bündnis  auch  im  Frieden  führte,  so  würde 
das  erst,  wenn  auch  unter  ganz  veränderter  Form,  die 
Erfüllung  aller  Wünsche  der  Patrioten  von  1813  be- 
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deuten.  Und  wenn  dieser  Bund  sich  über  Bulgarien 
und  die  Türkei  ausdehnt,  so  verwirklichen  sich  damit 
die  patriotischen  Phantasien  Mosers,  der  dem  West- 
fälischen Kreise  riet,  in  Smyrna  ein  Kontor  zu  er- 
öffnen, und  die  Pläne  des  grossen  nationalen  Ökonomen 
List,  der  in  den  40  er  Jahren  eine  Mitteleuropa 
und  Vorderasien  verbindende  Wirtschafts  Vereinigung 
empfahl. 

Vergessen  wir  aber  nicht,  dass  unsere  Truppen 
in  diesem  Kriege  auch  in  Ost-Asien,  an  den  Küsten 
Amerikas  und  in  Afrika  gekämpft  haben  und  dass 
gleichzeitig  mit  den  Plänen  Lists  die  Forderung  freier 
Schiffahrt  für  die  deutsche  Flagge  und  deutscher 
Kolonien  erhoben  wurde.  Nie  war  es  deutsche  Art, 
den  Blick  auf  die  eigenen  Grenzpfähle  zu  beschränken, 
und  wenn  wir  auf  fruchtbringendes  Leben  in  diesen 
Grenzen  nach  dem  Frieden  hoffen,  so  wollen  wir 
doch  auch  eingedenk  bleiben  des  Wortes  unseres 
grössten  Dichters,  das  die  Paketfahrt  auf  ihr  Haus 
in  Hamburg  gesetzt  hat: 

„Mein  Feld  ist  die  Welt!“ 
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